

41. Sitzung der Bezirksverordnetenversammlung Tempelhof-Schöneberg von Berlin am 17.12.2014

Bürgeranfrage gem. § 44 der Geschäftsordnung der BVV Tempelhof-Schöneberg i.V.m. § 43 Bezirksverwaltungsgesetz

Nr. 151-19, Anfrage von Herrn Jochen Dannert vom 12.12.2014

Es geht um den Fortbestand des Theaters am Winterfeldtplatz, Gleditschstr. 5.
Für dieses Anliegen läuft zurzeit eine Unterschriftenaktion mit ca. 10.000 Unterschriften bis Jahresende. Ich frage das Bezirksamt Tempelhof-Schöneberg: Wäre das Bezirksamt bereit, einem Antrag zur Aufstellung eines Vorhaben- und Erschließungsplans gem. §12 Baugesetzbuch zu folgen, um das in seiner Existenz bedrohte Theater am Winterfeldtplatz zu erhalten oder welche Alternativen schlägt das Bezirksamt vor, um den diesbezüglichen „kulturellen Bedürfnissen“ der ortsansässigen Bevölkerung gemäß §1 Abs. 6 Nr. 3 Baugesetzbuch entsprechen zu können.

Sehr geehrter Herr Dannert,

ein vorhabenbezogener Bebauungsplan nach § 12 Abs.2 BauGB setzt voraus, dass ein Antragsteller (Vorhabenträger) mit der Gemeinde (Bezirk) einen Planungs- und Abstimmungsprozess über ein i.d.R. neues Bauvorhaben vornimmt und dann einen Antrag zur Einleitung eines solchen vorhabenbezogenen Bebauungsplan stellt. 
Der Vorhabenträger muss bereit und in der Lage sein, das Vorhaben durchzuführen, d. h. er müsste Eigentümer des Grundstücks resp. Erbbauberechtigter sein oder einen langfristigen Pachtvertrag für die Zukunft abgeschlossen haben. Die Eigentumsverhältnisse sind durch beglaubigte Grundbuchabschrift nachzuweisen, in allen anderen Fällen muss der Eigentümer der Bebauung/Nutzung des Grundstücks nach den künftigen Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans zustimmen. Zusätzlich muss die finanzielle Bonität vorliegen. Auch die Durchführung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist vom Vorhabenträger zu bezahlen.
Nach geltendem Planungsrecht ist der Bebauungsplan durchzuführen, wenn die genannten Voraussetzungen vorliegen und das Vorhaben nach geltendem Recht nicht zulässig ist.
Das geltende Planungsrecht setzt allgemeines Wohngebiet fest. In einem allgemeinen Wohngebiet sind Anlagen für kulturelle Zwecke, also auch für das Theater, allgemein zulässig. Für das Gebäude des Theaters ist der Baukörper mit engen Baugrenzen und der Höhe festgesetzt. Ob bei diesen Rahmenbedingungen überhaupt ein Planerfordernis vorliegt, müsste noch vertieft rechtlich geprüft werden.

Die Berücksichtigung der kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung Berlins sind nicht an den Standort Gleditschstraße 5 gebunden, sie können auch durch Anmietung von geeigneten Räumlichkeiten in der näheren Umgebung befriedigt werden.
Daniel Krüger
Bezirksstadtrat
